
mindestens drei Jahren nach dem Aus-
scheiden aus der Politik wird man solche
Wechsel nicht eindämmen können.

Eine Initiative des Parlamentarischen
Geschäftsführers der SPD-Fraktion, Chris-
tian Lange, mit dem Ziel, einen »Verhal-
tenskodex für ehemalige Mitglieder der
Bundesregierung« einzuführen, blieb er-
folglos. Zwar lud der Innenausschuss am
15.6.2009 zu einer Sachverständigenanhö-
rung, ein entsprechender Antrag zur For-
mulierung eines Verhaltens-Kodex wurde
aber am 2.7.2009 – mit den Stimmen der
SPD-Fraktion abgelehnt. Einen Brief des
SPD-Politikers an die Bundeskanzlerin be-
antwortete der Parlamentarische Staats-
sekretär im Innenministerium, Dr. Chris-
toph Bergner, im Januar 2010. Der »Be-
auftragte für Aussiedlerfragen und natio-
nale Minderheiten« gibt in seiner Antwort
zu erkennen, dass die Bundesregierung
auch mit Blick auf die im Grundgesetz ge-

schützte Freiheit der Berufsausübung (Art.
12 GG) einem »Verhaltenskodex« keine
Chance gibt. »Ein Verhaltenskodex wäre
zudem rechtlich unverbindlich und könnte
in praktisch wichtigen Fällen keine hinrei-
chenden Sanktionsmöglichkeiten bieten.«
Diese Antwort der Bundesregierung illus-
triert einen Grundkonflikt. Regelungen,
die den Lobbyeinfluss einhegen könnten,
werden strikt abgelehnt.All diese Entwick-
lungen und Tendenzen sind allenfalls ein
Randthema für die Medien.

Nur wenige Journalisten interessieren
sich en detail  für die Macht der Lobby;
niemand fordert eine Abkühlungsphase
für Journalisten, die in den Lobbyismus
und – oft genug – wieder zurück in den
Journalismus wechseln. Das System wech-
selseitiger Abhängigkeiten funktioniert.

Wer freiwillig embedded und Teil eines
funktionierenden Informationskreislaufes
ist, hat offenbar keinen Grund zur Klage.
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Wer mit der Formel der Aufklärung vor
Augen – Freiheit heißt Abwesenheit von
Zwang – auf die Medien blickt, hat gute

Gründe, von einem Verlust medialer Frei-
heit zu sprechen: Ökonomische und juris-
tische, politische und technologische, so-
gar militärische, religiöse und viele weitere
Zwänge allenthalben. Anders, kurz und
verkürzt gesagt: Ein zunehmender Frei-
heitsverlust der Medien – das ist der Fall!

Oder: Das scheint der Fall zu sein;
und natürlich ist es die Soziologie, die das
»Scheint-zu-sein« im Munde führt. Diese
nämlich – sofern sie jenen systemtheore-
tischen Weg beschreitet, den ihr Niklas

Philipp Männle

Wie frei sind die Medien?

Sicherlich, es ist wenig originell, in den Abgesang der medialen Freiheit einzu-
stimmen. Aber es scheint unübersehbar: Zwänge des Marktes bei der ProSie-
benSat.1 Media AG oder beim Süddeutschen Verlag, Zwänge der Justiz beim
Stern oder der Bunten, Zwänge der (Partei-)Politik beim ZDF oder jüngst beim
Bayerischen Rundfunk. Doch gehen diese wirklich in Richtung Freiheitsverlust,
in Richtung »Deliberalisierung«?

Philipp Männle

(*1980) studierte Verwaltungswissenschaften
und Philosophie. Er ist Trainee bei der

Deutschen Druck- und Verlagsgesellschaft
(dd_vg.) und in diesem Rahmen derzeit

tätig bei der Frankfurter Rundschau.
Zudem ist er Lehrbeauftragter an der

Universität Potsdam.
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Luhmann gebahnt hat – sieht sich durch
ein tatsächlich oder vermeintlich wahrge-
nommenes »Das ist der Fall!« veranlasst,
genauer hinzusehen und eine zweite Frage
anzuschließen: »Was steckt dahinter?« 

Dahinter steckt, so die Systemtheorie,
stets ein Beobachter. Erst dieser macht aus
einem Sachverhalt einen so und nicht an-
ders gelagerten Fall. Und was für die Me-
dien ein ganz klarer und ganz bedroh-
licher Fall ist, das mag für die Rechtsge-
lehrten ein strittiger, für Politiker oder die
Wirtschaftswelt hingegen ein recht güns-
tiger Fall sein. Für die Soziologie ist es
jedenfalls ein interessanter Fall – und
interessant ist auch, wie sie den Fall »me-
dialer Freiheitsverlust« sieht und welches
»Dahinter« sie beobachtet.

Dass die mediale Freiheit ein nicht
ganz einfacher Fall ist, belegt allein die
Gegenfrage: Was sind eigentlich »die Me-
dien«? Sicherlich, »die Medien«, das sind
der Focus und der Tagesspiegel, das ist der
öffentlich-rechtliche Rundfunk und das ist
irgendwie auch spiegel.online. Aber sind
das auch Anne Will oder Kai Dieckmann?
Was ist mit dem Nachbarn, der nach
Feierabend bloggt? Was ist mit Konzernen
wie der Südwestdeutschen Medienholding
SWMH oder der dd_vg.? Was ist mit dem
Zeitungsleser und dem Radiohörer? Ohne
eine Abgrenzung »der Medien« ließe sich
endlos weiterfragen.

Die systemtheoretische Soziologie
grenzt »die Medien« dreifach ab: als ge-
sellschaftsweite Sphäre, als Komplex me-
dialer Organisationen sowie unter Verweis
auf mediale Interaktionen.

Dass die moderne Gesellschaft einen
mehr oder minder deutlich abgrenzbaren
und zugleich freien, autonomen Bereich –
»die Medien« – kennt, kann nicht gut be-
stritten werden. Gemeint ist damit ein
Sinnzusammenhang, wie er auch mit »die
Politik« oder »die Wissenschaft« ange-
sprochen ist und systemtheoretisch ver-
mittels abstrakter Begriffe wie Funktion,
Code, Medium oder Programm bestimmt

wird. »Der Wirtschaft« etwa obliegt die
Verteilung knapper Güter (Funktion). Sie
spricht die Sprache des Geldes (Medium),
arbeitet mit Zahlungen (Code), orientiert
sich an Preisen (Programme) und ist in er-
ster Linie der Effizienz (Eigenlogik) ver-
pflichtet.

Für »die Medien« lässt sich Vergleich-
bares erkennen: Ihre Funktion ist es, die
Gesellschaft mit einer Art »Hintergrund-
realität« zu versorgen, denn – so Luhmann
– »was wir über unsere Gesellschaft, ja über
die Welt, in der wir leben, wissen, wissen
wir durch die Massenmedien«. In ihrer
Sprache der Information wählen sie Berich-
tenswertes in den »Programmbereichen«
Nachrichten, Unterhaltung und Werbung
aus, und zwar gemäß ihrer eigenen Maß-
stäbe, zu denen etwa Neues, Skandale oder
Dissens zählen. Doch wie steht es um die
Freiheit dieses medialen Systems? 

Theoretisch sind die Medien, wie jedes
andere Funktionssystem, autonom, prak-
tisch sind entsprechende Absicherungen
etwa im Grundgesetz verankert. Auf der
Organisationsebene hingegen zeigt sich
ein anderes Bild, und hier hat auch die
Freiheitsfrage ihren Anker.

Heterogene Medienorganisation

Neben politischen Organisationen (Par-
teien), rechtlichen (Gerichte) oder wirt-
schaftlichen (Unternehmen) findet sich in
der modernen Gesellschaft ein breites und
sehr heterogenes Feld medialer Organi-
sationen: vom Zeitungsverlag über die
Rundfunkanstalt bis zur Fernsehstation.
Diese Organisationen sind es, die dafür
Sorge tragen, dass »die Medien« (allein der
Plural zeigt das an) ihre Funktion erfüllen.
Dort werden Nachrichten »gemacht«, dort
werden Geschehnisse in mitteilungswür-
dige Informationen gekleidet, dort wird
erarbeitet, was die Gesellschaft über sich
selbst weiß und erfährt. Und all das sollte
natürlich frei von politischen, wirtschaft-
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lichen oder moralischen Zwängen sein.
Diesem »sollte« aber steht der eingangs
identifizierte »Fall« gegenüber – und die
Frage, was eigentlich dahinter steckt.

Dahinter stecken beobachtbare Verän-
derungen, und zwar in doppelter Hinsicht.
Doch gehen diese tatsächlich in Richtung
Freiheitsverlust, in Richtung »Delibera-
lisierung«? 

Einerseits steht die Form der »Medien-
organisation« an sich zur Debatte. Führt
man sich etwa den technologischen Wandel
vor Augen, der es heute gleichsam »jeder-
mann« ermöglicht, an der medialen Funk-
tionserfüllung teilzuhaben, stellt sich die
Frage, welche Zukunft mediale (Groß-)Or-
ganisationen haben; eine Desorganisation
in Teilbereichen des medialen Systems
scheint nicht ausgeschlossen. Einherge-
hend damit sind erste Anzeichen einer
Reorganisation zu beobachten, in deren
Folge durchaus neue Zwänge – vermittelt
beispielsweise über die Kontrolle der jewei-
ligen Technologien – erwachsen (können).
Das Beispiel Apple mag genügen, um auf
einen Zusammenhang von medialer Des-
organisation, Reorganisation und Delibe-
ralisierung hinzuweisen.

Andererseits geht es um die einzelnen
Medienorganisationen selbst. Hier führen
drei konkretere Fragen zu einer system-
theoretischen Antwort auf die Freiheits-
frage:

Erstens, wie entscheiden mediale Or-
ganisationen etwa über das,was in der Zei-
tung steht, aber auch darüber, wie, wo und
nach welchen Spielregeln sie arbeiten?

Sie entscheiden weitgehend frei: We-
der diktieren Eigentümer, wie etwa Me-
dienholdings, die Inhalte von Leitartikeln,
noch werden der innere Aufbau und die
Arbeitsabläufe von außen aufgezwungen.
Inhaltlich wie organisatorisch ist Autono-
mie der Fall, die sich in selbstgegebenen
Strukturen äußert: Redaktionsstatute zum
Beispiel, eigene Hierarchien, aber auch die
jeweilige Organisationskultur, die sowohl
die inhaltliche Ausrichtung als auch die

tägliche Arbeit prägt. Autonomie heißt
aber nicht Autarkie, und so sind es auf in-
haltlicher Ebene »Themen«, die die Ver-
bindung zum gesellschaftlichen Umfeld
herstellen, auf struktureller Ebene sind es
»Leitideen« und Vorbilder, an denen sich
Organisationen ausrichten – vormals an
der Bürokratie, heute an Unternehmen.
Inhaltlich wie strukturell jedoch fehlt
mehr und mehr die Orientierung, fehlen
klare Antworten auf die Frage: »Wie ar-
beitet eine Medienorganisation?« 

Wann etwa werden welche Themen
aufgegriffen und wie verarbeitet? Hier stif-
ten unterschiedliche Zeithorizonte (Print,
Funk, Internet), die skizzierten externen
Irritationen (Politik, Justiz, Moral, Reli-
gion etc.), aber auch neue Technologien
Verwirrung – die Unsicherheiten der Zei-
tungen im Umgang mit dem iPad belegen
dies eindrucksvoll.

Ein ähnliches Bild vermitteln die zahl-
losen Restrukturierungen aus wirtschaft-
lichen Gründen, infolge von Cross-media-
Initiativen (beispielsweise Umorganisation
von Redaktionen mit Blick auf den On-
line-Bereich) oder durch Eigentümerwech-
sel (beispielsweise die RedaktionsGmbH
bei DuMont). All dies lässt sich jedoch
schwerlich als Freiheitsverlust verbuchen.
Nicht »Deliberalisierung«, sondern »Des-
orientierung« ist der Fall.

Zweitens, wie steht es um die Freiheit
auf der Ebene der Mitglieder? Wie alle Or-
ganisationen gründen auch Medienorga-
nisationen auf der Rekrutierung von Mit-
gliedern. Zudem kennen auch sie »typi-
sche« Mitglieder; die Soziologie verbucht
das unter dem Stichwort »Profession« –
gekennzeichnet durch eine spezifische
Ausbildung, ein eigenes Prestige oder ei-
gene Kriterien »guter Arbeit«. Bei solcher-
art Mitgliedern liegt die funktionale Ver-
antwortung: Während es Personalchefs
oder Sekretärinnen in jeder Organisation
gibt, verantworten Lehrer die schulische,
Richter die gerichtliche und Journalisten
die mediale Funktionserfüllung.
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In dieser Dimension ist – euphemis-
tisch formuliert – eher von Liberalisierung
auszugehen: Verselbstständigte Personal-
gesellschaften, die Preisgabe tariflicher
Bindungen oder hybridere Arbeitsverhält-
nisse deuten auf die Abnahme von Bin-
dung und Zwang hin. Die Bewertung des-
sen ist selbstredend beobachterabhängig:
Was der Ökonom gutheißt, wird von Ge-
werkschaften kritisiert. Und wie die Be-
troffenen darüber denken, ist regelmäßig
in der Zeitung nachzulesen.

Entscheidend ist allerdings etwas ande-
res: Personalreduktionen treffen auch und
gerade die Redaktionsmitglieder (das kras-
seste Beispiel hat jüngst der Jahreszeiten-
verlag geliefert), auf investigative Recher-
chen wird immer öfter verzichtet (um statt-
dessen Agenturmeldungen zu verarbeiten),
ganz zu schweigen von den bereits an-
gezeigten Teilhabemöglichkeiten für »je-
dermann«. Auch dies lässt sich allerdings
kaum als Freiheitsverlust beschreiben. Hier
ist weniger »Deliberalisierung«, als viel-
mehr »Deprofessionalisierung« der Fall.

Drittens, welcher Logik folgen mediale
Organisationen? Hinter dieser Frage steckt
die theoretische Annahme, dass alle Orga-
nisationen mehr oder minder stark auf ei-

ne Funktionslogik fokussiert sind: Banken
auf die Wirtschaft, Parteien auf die Politik,
Universitäten auf die Wissenschaft – und
mediale Organisationen eben auf das oben
skizzierte mediale System.

Demgegenüber weist allerdings Peter
Richter auf die gesellschaftsweite »Bedeu-
tungszunahme ökonomischer Rationalität
in vormals außerwirtschaftlichen Be-
reichen« hin. Diese »Ökonomisierung«
betrifft Gesundheits- (Fallpauschalen),
Wissenschafts- (Drittmittel),Verwaltungs-
(New Public Management) und insbeson-
dere Medienorganisationen. Diese sind
zwar durchweg auch Unternehmen (abge-
sehen vom öffentlich-rechtlichen Rund-
funk), und außerdem geht auch die Theo-
rie von »Multireferenz« aus, nach der alle
Organisationen neben ihrer Primärorien-
tierung auch die Sprache des Geldes (Löh-
ne, Mieten) oder des Rechts (Arbeits-, Ge-
sellschaftsrecht) sprechen müssen. Ent-
scheidend ist jedoch, wo der Primat liegt:
Orientiert sich eine Medienorganisation
bei dem, was sie tut, am Geld oder an In-
formationen? Berichtet sie über das, was
nach medialer Logik als berichtenswert
gilt, oder berichtet sie über das, was Zah-
lungen einbringt?
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Der Trend deutet auf Letzteres hin.
Aber auch dies muss nicht mit Freiheits-
verlust gleichgesetzt werden. Nicht »De-
liberalisierung«, sondern »Ökonomisie-
rung« und also »Demedialisierung« ist der
Fall. Und paradoxerweise geht dieser Be-
deutungsverlust der medialen Rationalität
mit der Medialisierung etlicher anderer
Organisationen einher (z.B. Parteien, Ver-
bände oder, wie auf dem letzten Anwaltstag
diskutiert, Justizorganisationen).

Desorientierung, Deprofessionalisie-
rung und Demedialisierung – das ist der
Fall. Und wer sich die Diagnosen und Kla-

gelieder über Zustand und Zukunft »der
Medien« genauer ansieht, kann hier ihre
Fluchtpunkte erkennen. Aber er wird zu-
gleich erkennen, dass auch die aktuellen
Therapievorschläge hier ansetzen: z.B. die
Ausweitung und Verbesserung der lokalen
Berichterstattung bei Tageszeitungen, die
Rückbesinnung auf »guten Journalismus«
oder die Steigerung der redaktionellen
Qualität. Orientierung, Professionalisie-
rung und, wenn man so möchte, Re-Me-
dialisierung also – bei Weitem nicht die
schlechtesten Ratschläge, die man den
Medien mit auf den Weg geben kann.
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Zu Recht wird das Internet als größte kul-
turelle Umwälzung seit der Erfindung des
Buchdrucks bezeichnet. Es hat der Globa-
lisierung eine enorme Dynamik verliehen
und prägt die soziale, kulturelle und beruf-
liche Lebenswirklichkeit von immer mehr
Menschen. Das freie Internet stärkt die

Entfaltungsmöglichkeiten jedes Einzelnen
von uns. Es bietet neue Möglichkeiten de-
mokratischer Beteiligung und wirtschaft-
licher Entwicklung.

Diese positiven Wirkungen gilt es zu si-
chern und auszubauen.Zugleich dürfen wir
nicht die Augen vor den großen Heraus-
forderungen verschließen: Das Netz verän-
dert unser Denken und stellt bisherige ge-
sellschaftliche Strukturen in Frage. Und
viele Menschen haben noch keinen Zugang
zur digitalen Welt, so dass die Gefahr einer
digitalen Spaltung besteht.Deshalb ist zent-
rales Anliegen sozialdemokratischer Me-
dien- und Netzpolitik, allen Menschen die
Vorteile des Internets nutzbar zu machen

Martin Dörmann

Leitlinien für eine moderne Netzpolitik
Anmerkungen zur Enquête-Kommission
»Internet und digitale Gesellschaft«

Mit der Einrichtung der Enquête-Kommission »Internet und digitale Gesellschaft«
hat der Deutsche Bundestag Netzpolitik als ein wichtiges Politikfeld anerkannt.
Die mit der Digitalisierung verbundenen Veränderungen für unser Zusammen-
leben sind noch nicht in allen Konsequenzen absehbar. So manche Widersprüche
gilt es aufzulösen. Die Chancen überwiegen aber deutlich, etwa für größere An-
gebotsvielfalt und gesellschaftliche Teilhabe.Wir müssen die Vorteile für alle nutz-
bar machen und auf Herausforderungen angemessen reagieren.

Martin Dörmann
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